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Beratungsfolge Termin Status 

Ausschuss für Umwelt, Planung und Bauen 06.09.2023 öffentlich 
vorberatend 

Verwaltungsausschuss 19.09.2023 nicht öffentlich 
beschließend 

Rat der Stadt Vechta 09.10.2023 öffentlich 
beschließend 

 
Außenbereichssatzung „Wittenborg" gemäß § 35 Abs. 6 BauGB; 
Prüfung der während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
 
Sachverhalt: 

Die Stadt Vechta beabsichtigt im Bereich der Ortschaft Telbrake, der nicht überwiegend durch land-

wirtschaftliche Hofstellen geprägt ist und in dem sich bereits eine Wohnnutzung von einigem Ge-

wicht entwickelt hat, durch eine Außenbereichssatzung gem. § 35 Abs. 6 BauGB zu bestimmen, dass 

Wohnzwecken dienenden Vorhaben sowie kleineren Handwerks- & Gewerbebetrieben nicht entge-

gengehalten werden kann, dass sie der Darstellung im Flächennutzungsplan der Stadt Vechta über 

Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung ei-

ner Splittersiedlung befürchten lassen.  

 

Anlass und Ziel der Planung 

Die Stadt Vechta hat die Absicht, im dörflich geprägten Ortsteil Telbrake in geringem Umfang Bau-

möglichkeiten für die Eigenentwicklung des Ortsteils zu sichern. Aufgrund der Außenbereichslage 

bestehen derzeit, mit Ausnahme privilegierter und teilprivilegierter Vorhaben, keine Baumöglichkei-

ten im Ortsteil Telbrake. Der Geltungsbereich der Außenbereichssatzung erstreckt sich über Teilbe-

reiche der der Straßen „Wittenborg“ und „Telbrake“. 

Mit der Satzung soll folglich die Zulassungsfähigkeit bestimmter sonstiger Vorhaben im Außenbereich 

erleichtert werden. Das Satzungsgebiet bleibt weiterhin Außenbereich, sodass alle Vorhaben weiter-

hin nach § 35 BauGB zu beurteilen sind. Um eine städtebaulich geordnete Nachverdichtung im Be-

reich des vorhandenen Siedlungsansatzes an der Straße „Wittenborg“ zu ermöglichen, hat der Ver-

waltungsausschuss der Stadt Vechta am 15.11.2022 die Aufstellung der Außenbereichsatzung „Wit-

tenborg“ nach § 35 Abs. 6 BauGB beschlossen. 

 

Zum Verfahren 

Bei der Aufstellung der Außenbereichssatzung kann das vereinfachte Verfahren nach § 13 Abs. 2 
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BauGB angewendet werden. 

Der Entwurf der Satzung wurde in der Zeit vom 01.06.2023 bis einschließlich 04.07.2023 öffentlich 

ausgelegt und gleichzeitig den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zur Stellung-

nahme übersandt. 

Von Seiten der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen zu der Planung eingegangen bzw. vorgetra-

gen worden. 

Nachstehend sind die im Rahmen des o. g. Verfahrens von Seiten der Behörden und sonstigen Trä-

gern öffentlicher Belange eingegangen Stellungnahmen und die entsprechenden Prüfungen aufge-

führt. 

 

 
 

Finanzielle Auswirkungen: ja   nein Haushaltsposition: 

Gesamtkosten der Maß-
nahme (ohne Folgekosten) 
 

Folgekosten 
 

Finanzierung 
 

Erfolgte Veranschla-
gung: 

 ja mit  

 nein 

 
 
Beschlussempfehlung: 

Der Ausschuss für Umwelt, Planung und Bauen schlägt dem Verwaltungsausschuss/Rat folgende Be-
schlussfassung vor: 
 

I. Prüfung der während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteili-
gung nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Abwägungsvorschlag: 

 
Nr. 1 Landkreis Vechta, Ravensberger Str.  20, 49377 Vechta  
mit Schreiben vom 03.07.2023 
Stellungnahme: Prüfung: 
Städtebau 
Die Bebaubarkeit der Außenbereichssat-
zung wird aufgrund von erhöhten Geruchs-
immissionen durch Baugrenzen einge-
schränkt. Auf die Baugrenzen kann verzich-
tet werden, da die Bebaubarkeit im Rah-
men der zulässigen Immissionswerte im 
Zulassungsverfahren geprüft wird. Die in 
der Begründung dargelegte Bebaubarkeit 
stellt lediglich eine Momentaufnahme dar. 
Die Außenbereichssatzung schafft kein 
Baurecht. 
Gleichwohl kann die aktuelle Ge-
ruchsimmissionsprognose für die Zulas-
sung von Vorhaben herangezogen wer-
den. In die Satzung sollte jedoch ein 
Hinweis zu erhöhten Geruchsimmissio-
nen aufgenommen werden. 

 
Aufgrund der starken Vorbelastung durch 
Geruchsimmissionen (siehe unten) im Westen 
wird aus Gründen der Vorsorge der Bereich 
für mögliche Neubauvorhaben oder Vorha-
ben, die einem Neubau gleichkommen, auf 
den durch die Baugrenze gekennzeichneten 
Abschnitt eingeschränkt. Die Baugrenzen stel-
len damit den maximalen Rahmen für zusätzli-
che Wohngebäude dar und bestimmen gleich-
zeitig den Anwendungsbereich der Bestim-
mungen in § 3 der Satzung. Ein verbindliches 
Baurecht ergibt sich hierdurch nicht. 
Die Prüfung der Zulässigkeit obliegt dem Bau-
genehmigungsverfahren. Hier kann anhand 
einer Neuberechnung der Geruchsimmissio-
nen der Nachweis erfolgen, dass das Außen-
bereichsvorhaben unter Berücksichtigung der 
Vorbelastung durch Geruchsimmissionen zu-
lässig ist. Ein Hinweis zur Vorbelastung wird in 
die Satzung aufgenommen. 
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Immissionsschutz 
Eine Plausibilitätsprüfung ist nur auf 
Grundlage einer vollständigen Ge-
ruchsimmissionsprognose möglich. 

 
Im Außenbereich gilt ein Immissionsrichtwert 
IW von bis zu 0,20. Im begründeten Einzelfall 
ist auch ein Immissionsrichtwert IW von 0,25 
zulässig. Die der Stadt vorliegende Immissi-
onsprognose von 2019 wurde in die Abwä-
gung eingestellt, um abzuschätzen, ob eine 
Wohnnutzung in diesem Abschnitt des Au-
ßenbereichs möglich ist. Dabei hat die Stadt 
zugrunde gelegt, dass ein Immissionsrichtwert 
IW von 0,25 mit einer Wohnnutzung im Au-
ßenbereich noch vereinbar ist und dass der 
nordöstliche Abschnitt, wo eine Umnutzung 
zum Wohnen geplant ist und wo Freiflächen 
vorhanden sind, diesen Wert nicht überschrei-
tet. Insofern sieht die Stadt die Möglichkeit 
einer Bebauung im Außenbereich grundsätz-
lich als gegeben an und will daher durch diese 
Satzung den Bereich bestimmen, wo Wohn-
zwecken dienenden Vorhaben im Sinne des 
Absatzes 2 nicht entgegengehalten werden 
kann, dass sie einer Darstellung im Flächen-
nutzungsplan über Flächen für die Landwirt-
schaft oder Wald widersprechen oder die Ent-
stehung oder Verfestigung einer Splittersied-
lung befürchten lassen. Eine weitergehende 
Prüfung der Zulässigkeit obliegt dem Bauge-
nehmigungsverfahren. Hier kann anhand einer 
Neuberechnung der Geruchsimmissionen der 
konkrete Nachweis erfolgen, dass das Außen-
bereichsvorhaben unter Berücksichtigung der 
Vorbelastung durch Geruchsimmissionen zu-
lässig ist. 

Wasserwirtschaft 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht weise ich 
darauf hin, dass die Versickerung von nicht 
verunreinigtem Niederschlagswasser auf 
den Grundstücken begrüßt wird. Voraus-
setzung ist allerdings, dass der anstehende 
Boden die erforderliche Durchlässigkeit 
aufweist, und ein ausreichender Abstand 
zum Grundwasser vorhanden ist. 

 
Durch diese Satzung wird der Bereich be-
stimmt, wo Wohnzwecken dienenden Vorha-
ben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegen-
gehalten werden kann, dass sie einer Darstel-
lung im Flächennutzungsplan über Flächen für 
die Landwirtschaft oder Wald widersprechen 
oder die Entstehung oder Verfestigung einer 
Splittersiedlung befürchten lassen. Die weiter-
gehende Zulässigkeit ist im Baugenehmi-
gungsverfahren zu prüfen. Der Nachweis der 
Erschließung und damit auch der schadlosen 
Oberflächenentwässerung obliegt dem Bau-
genehmigungsverfahren. 

Das Plangebiet befindet sich an dem Ge-
wässer Nr. 16.3/5. Nach der Verbandssat-
zung der Hase-Wasseracht ist die Errich-
tung von baulichen Anlagen und Bepflan-
zungen in einer Entfernung von weniger als 
5 m von der oberen Böschungskante bei 

Der Hinweis wird in die nachrichtlichen Hin-
weise aufgenommen. Das Gewässer liegt je-
doch außerhalb des Satzungsgebietes. 
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Gewässer III. Ordnung, nicht zulässig. 

 

Nr. 2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Bezirksstelle Oldenburg-Süd, Außenstelle 
Vechta, Rombergstraße 53,49377 Vechta 
mit Schreiben vom 07.06.2023 

Stellungnahme: Prüfung: 
Die für die Ausweisung der Satzung zu-
grundeliegende Geruchsprognose ist 2019 
durchgeführt worden. Laut Angaben der 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Sachgebiet Immissionsschutz haben sich 
inzwischen die Berechnungsgrundlagen 
bezüglich der Emissionen einzelner Tierar-
ten und der Geruchsimmissionen verän-
dert. Das vorliegende Ergebnis wird sich 
daher nach heutigen Maßstäben anders 
darstellen. 
Aufgrund der Gesamtsituation schlagen wir 
eine Neuberechnung der Geruchsimmis-
sionen vor. 

Im Außenbereich gilt ein Immissionsrichtwert 
IW von bis zu 0,20. Im begründeten Einzelfall 
ist auch ein Immissionsrichtwert IW von 0,25 
zulässig.  
Die der Stadt vorliegende Immissionsprognose 
von 2019 wurde in die Abwägung eingestellt, 
um abzuschätzen, ob eine Wohnnutzung in 
diesem Abschnitt des Außenbereichs möglich 
ist. Dabei hat die Stadt zugrunde gelegt, dass 
ein Immissionsrichtwert IW von 0,25 mit einer 
Wohnnutzung im Außenbereich noch verein-
bar ist und dass der nordöstliche Abschnitt, 
wo eine Umnutzung zum Wohnen geplant ist 
und wo Freiflächen vorhanden sind, diesen 
Wert nicht überschreitet. Insofern sieht die 
Stadt die Möglichkeit einer Bebauung im Au-
ßenbereich grundsätzlich als gegeben an und 
will daher durch diese Satzung den Bereich 
bestimmen, wo Wohnzwecken dienenden 
Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht ent-
gegengehalten werden kann, dass sie einer 
Darstellung im Flächennutzungsplan über 
Flächen für die Landwirtschaft oder Wald 
widersprechen oder die Entstehung oder Ver-
festigung einer Splittersiedlung befürchten 
lassen. Eine weitergehende Prüfung der Zuläs-
sigkeit obliegt dem Baugenehmigungsverfah-
ren. Hier kann anhand einer Neuberechnung 
der Geruchsimmissionen der konkrete Nach-
weis erfolgen, dass das Außenbereichsvorha-
ben unter Berücksichtigung der Vorbelastung 
durch Geruchsimmissionen zulässig ist. 

 

Nr. 3 LGLN, Regionaldirektion - Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst, 
Dorfstraße 19, 30519 Hannover 
mit Schreiben vom 05.06.2023 

Stellungnahme: Prüfung: 
Sie haben das Landesamt für Geoinforma-
tion und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hanno-
ver (Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungs-
dienst (KBD)) als Träger öffentlicher Belan-
ge gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) betei-
ligt. Meine Ausführungen hierzu entneh-
men Sie bitte der zweiten Seite; diese Stel-
lungnahme ergeht kostenfrei. 

 

Sofern in meinen anliegenden Ausführun-  
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gen eine weitere Gefahrenerforschung 
empfohlen wird, mache ich darauf auf-
merksam, dass die Gemeinden als Behör-
den der Gefahrenabwehr auch für die 
Maßnahmen der Gefahrenerforschung 
zuständig sind. 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung 
kann eine historische Erkundung sein, bei 
der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermitt-
lung von Kriegseinwirkungen durch Ab-
wurfmunition ausgewertet werden (Luft-
bildauswertung). Der KBD hat nicht die 
Aufgabe, alliierte Luftbilder zu Zwecken der 
Bauleitplanung oder des Bauordnungs-
rechts kostenfrei auszuwerten. Die Luft-
bildauswertung ist vielmehr gern. § 6 Nie-
dersächsisches Umweltinformationsgesetz 
(NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nie-
dersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kosten-
pflichtig. 

 

Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswer-
tungen beträgt derzeit beim KBD ca. 16 
Wochen ab Antragstellung. Da diese Zeit-
spanne zwischen Erteilung einer Bauge-
nehmigung und dem Baubeginn erfah-
rungsgemäß nicht verfügbar ist, empfehlen 
wir den Kommunen eine rechtzeitige An-
tragstellung. 

 

Sofern eine solche kostenpflichtige Luft-
bildauswertung durchgeführt werden soll, 
bitte ich um entsprechende schriftliche 
Auftragserteilung unter Verwendung des 
Antragsformulars und der Rahmenbedin-
gungen, die Sie über folgenden Link abru-
fen können: 
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseit
e/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertu
ng/kampfmittelbeseitigungsdienst-
niedersachsen-163427. html 
Stellungnahme zum öffentlichen Belang: 
Kampfmittelbeseitigung 
Betreff: Telbrake, Außenbereichssatzung 
"Wittenborg", Ortschaft Telbrake 
Antragsteller: Stadt Vechta 
Für die Planfläche liegen dem Kampfmittel-
beseitigungsdienst Niedersachsen die fol-
genden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte 
Kartenunterlage): 

 

Empfehlung: Luftbildauswertung 
Fläche A 
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbil-
der wurden nicht vollständig ausgewertet. 

 
Durch diese Satzung wird der Bereich be-
stimmt, wo Wohnzwecken dienenden Vorha-
ben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegen-
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Luftbildauswertung: Nach durchgeführter 
Luftbildauswertung wird keine Kampfmit-
telbelastung vermutet. 
Sondierung: Es wurde keine Sondierung 
durchgeführt. 
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Es gesteht der allgemeine Ver-
dacht auf Kampfmittel. 
Fläche B 
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbil-
der wurden nicht vollständig ausgewertet. 
Luftbildauswertung: Nach durchgeführter 
Luftbildauswertung wird keine Kampfmit-
telbelastung vermutet. 
Sondierung: Es wurde keine Sondierung 
durchgeführt. 

gehalten werden kann, dass sie einer Darstel-
lung im Flächennutzungsplan über Flächen für 
die Landwirtschaft oder Wald widersprechen 
oder die Entstehung oder Verfestigung einer 
Splittersiedlung befürchten lassen. Die wei-
tergehende Zulässigkeit ist im Baugenehmi-
gungsverfahren zu prüfen.  
Eine Kampfmittelerforschung kann bei Bedarf 
auf der Zulassungsebene erfolgen. 

Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Es gesteht der allgemeine Ver-
dacht auf Kampfmittel. 

 
 

In der vorstehenden Empfehlung sind die 
Erkenntnisse aus der Zeit vor der Einfüh-
rung des Kampfmittelinformationssystems 
Niedersachsen (KISNi), dem 11.06.2018, 
nicht eingeflossen, da sie nicht dem Quali-
tätsstand von KISNi entsprechen. Sie kön-
nen natürlich trotzdem von den Kommu-
nen in eigener Zuständigkeit berücksichtigt 
werden. 

 

Bitte senden Sie uns, nach Übernahme 
unserer Stellungnahme, zur Arbeitserleich-
terung keine weiteren Schreiben in dieser 
Angelegenheit zu. 
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Die Anlage wird zur Kenntnis genommen. 

 

Nr. 4 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Stilleweg 2, 30655 Hannover 
mit Schreiben vom 20.06.2023 

Stellungnahme: 
Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitun-
gen 
Durch das Plangebiet bzw. in unmittel-
barer Nähe dazu verlaufen erdverlegte 
Gashochdruckleitungen bzw. Rohrfern-
leitungen. Bei diesen Leitungen sind 
Schutzstreifen zu beachten, die von 
jeglicher Bebauung und von tiefwur-
zelndem Pflanzbewuchs freizuhalten 
sind.  

Prüfung: 
Nach den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes liegt die Leitung außerhalb 
des Satzungsgebietes parallel zur Straße 
„Brookdamm“. 
 
Es wird jedoch ein Hinweis in die Planun-
terlagen aufgenommen. 

Bitte beteiligten Sie den aktuellen Lei-
tungsbetreiber direkt am Verfahren, da-
mit gegebenenfalls erforderliche Abstim-
mungsmaßnahmen (genauer Leitungsver-
lauf, Breie des Schutzstreifens etc.) einge-
leitet werden können. Der Leitungsbe-
treiber kann sich ändern, ohne dass es 
eine gesetzliche Mitteilungspflicht gegen-
über dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle 
Informationen zum Betreiber bekannt 
sind, melden Sie diese bitte an Leitungs-
kataster@lbeg.niedersachsen.de. Weitere 
Informationen erhalten Sie hier. Die beim 
LBEG vorliegenden Daten zu den be-
troffenen Leitungen entnehmen Sie bitte 
der nachfolgenden Tabelle. 

 

Objektname:  

mailto:Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de
mailto:Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de
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Goldenstedt-Bielefeld/DN 219x6,35 mm 
Betreiber: 
BEB Erdgas und Erdöl GmbH & Co. KG 
Leitungstyp: 
Energetische oder nichtenergetische Lei-
tung 
Leitungsstatus: 
(nicht angegeben) 
Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber 
bereits im Rahmen früherer Planungsver-
fahren durchgeführt wurde und zwischen-
zeitlich keine Veränderung des Leitungsver-
lauf erfolgte, ist die Erfordernis einer er-
neuten Beteiligung der genannten Unter-
nehmen durch die verfahrensführende 
Behörde abzuwägen. 

 

Hinweise 
Sofern im Zuge des o. g. Vorhabens Bau-
maßnahmen erfolgen, verweisen für Hin-
weise und Informationen zu den Baugrund-
verhältnisse am Standort auf den NIBIS-
Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund 
bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen 
keine geotechnische Erkundung und Unter-
suchung des Baugrundes bzw. einen geo-
technischen Bericht. Geotechnische Bau-
grunderkundungen/-untersuchungen sowie 
die Erstellung des geotechnischen Berichts 
sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in 
Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils 
gültigen Fassungen erfolgen. 

 
 

In Bezug auf die durch das LBEG vertrete-
nen Belange haben wir keine weiteren 
Hinweise oder Anregungen. 

 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, 
mögliche Konflikte gegenüber den raum-
planerischen Belangen etc. ableiten und 
vorausschauend berücksichtigen zu kön-
nen. Die Stellungnahme wurde auf Basis 
des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die 
verfügbare Datengrundlage ist weder als 
Parzellenscharf zu interpretieren noch er-
hebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die 
Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach 
weiteren Rechtsvorschriften und Normen 
erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen oder objektbezogene Unter-
suchungen. 

 

 

Nr. 5 EWE NETZ, Cloppenburger Straße 302, 26133 Oldenburg 
mit Schreiben vom 25.05.2023 

Stellungnahme: Prüfung: 
Die Aufstellung oder Veränderung von Die nebenstehenden Hinweise werden zur 
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Leitplanungen kollidiert in der Regel nicht 
mit unserem Interesse an einer Be-
standswahrung für unsere Leitungen und 
Anlagen. Sollte sich hieraus im nachgela-
gerten Prozess die Notwendigkeit einer 
Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Än-
derungen, Beseitigung, Neuherstellung 
der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) 
oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, 
sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben, 
die anerkannten Regeln der Technik, so-
wie die Planungsgrundsätze der EWE 
NETZ GmbH gelten. Gleiches gilt auch für 
die Neuherstellung, wie z.B. Bereitstellung 
eines Stationsstellplatzes. Die Kosten der 
Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten sind 
von dem Vorhabenträger vollständig zu 
tragen und der EWE NETZ GmbH zu er-
statten, es sei denn der Vorhabenträger 
und die EWE NETZ GmbH haben eine an-
derslautende Kostentragung vertraglich 
geregelt. 

Kenntnis genommen.  
Die EWE Netz wird rechtzeitig vor Beginn der 
Baumaßnahmen beteiligt. 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren 
Bedenken oder Anregungen vorzubrin-
gen. 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren 
Planungen einzubeziehen und uns früh-
zeitig zu beteiligen. 

 

Unsere Netze werden täglich weiterent-
wickelt und verändern sich dabei. Dies 
kann im betreffenden Planbereich über 
die Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens 
zu Veränderungen im zu berücksichtigen-
den Leitungs- und Anlagenbestand füh-
ren. Wir freuen uns Ihnen eine stets aktu-
elle Anlagenauskunft über unser moder-
nes Verfahren der Planauskunft zur Ver-
fügung stellen zu können, damit es nicht 
zu Entscheidungen auf Grundlage veralte-
ten Planwerkes kommt. Bitte informieren 
Sie sich deshalb gern jederzeit über die 
genaue Art und Lage unserer zu berück-
sichtigenden Anlagen über unsere Inter-
netseite: 
https://www.ewe-

netz.de/geschaeftskunden/service/leitungs

plaene abrufen. 
Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen 
Ihren Ansprechpartner Claudia Vahl unter 
der folgenden Rufnummer: 0151-
74493158. 

 

 

Nr. 6 NLWKN Bst. Cloppenburg, Drüdingstraße 25, 49661 Cloppenburg 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene
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Gewässerbewirtschaftung /Flussgebietsmanagement 
mit Schreiben vom 28.06.2023 

Stellungnahme: Prüfung: 
Die Unterlagen zum o.g. Antrag habe ich 
geprüft. Seitens des Niedersächsischen 
Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz (NLWKN), Be-
triebsstelle Cloppenburg, sind folgende 
Hinweise zu beachten: 

Das Vorhaben befindet sich in einem 
Wasserschutzgebiet (s. Übersichtskarte). 
Hier sollte eine rechtzeitige Abstimmung 
mit der zuständigen unteren Wasserbe-
hörde erfolgen. 

Für Rückfragen steht Ihnen Frau Karfu-
sehr, Tel. 04471/886-128, gerne zur Ver-
fügung.  

Sollte das Planvorhaben zu wesentlichen 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt 
führen, geht der NLWKN von einer Betei-
ligung als Gewässerkundlicher Landes-
dienst (GLD) aus. Die Stellungnahme als 
TÖB ersetzt nicht die Stellungnahme des 
GLD. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die 
Satzung wird um Hinweise zur Lage im Was-
serschutzgebiet ergänzt.  
 
 
 

Durch diese Satzung wird der Bereich be-
stimmt, wo Wohnzwecken dienenden Vorha-
ben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegen-
gehalten werden kann, dass sie einer Darstel-
lung im Flächennutzungsplan über Flächen für 
die Landwirtschaft oder Wald widersprechen 
oder die Entstehung oder Verfestigung einer 
Splittersiedlung befürchten lassen. Die wei-
tergehende Zulässigkeit ist im Baugenehmi-
gungsverfahren zu prüfen.  

Die Satzung ermöglicht nur wenige Neubau-
vorhaben. Die Auswirkungen auf den Wasser-
haushalt können bei Bedarf auf der Zulas-
sungsebene geprüft werden. 

 

Siehe oben 

 
Nr. 7 DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH, Hannoversche Str. 6-8, 49084 Osnabrück 
mit Schreiben vom 04.07.2023 
Stellungnahme: Prüfung: 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfol-
gend Telekom genannt) – als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 
§ 125 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und be-
vollmächtigt, alle Rechte und Pflichten 
der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzu-
nehmen und dementsprechend die erfor-
derlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu 
der o. g. Planung nehmen wir wie folgt 

Die nebenstehenden Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.  
Die Deutsche Telekom wird rechtzeitig vor 
Beginn der Baumaßnahmen beteiligt 
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Stellung: 
Die Telekom hat bezüglich der o. g. Bau-
leitplanung derzeit weder Anregungen 
noch Bedenken. 
Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen der vorhande-
nen Telekommunikationslinien vermieden 
werden und aus betrieblichen Gründen (z. 
B. im Falle von Störungen) der ungehin-
derte Zugang zu den Telekommunikati-
onslinien jederzeit möglich ist. Insbeson-
dere müssen Abdeckungen von Abzweig-
kästen und Kabelschächten sowie oberir-
dische Gehäuse soweit freigehalten wer-
den, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. 
mit Kabelziehfahrzeugen angefahren 
werden können. Es ist deshalb erforder-
lich, dass sich die Bauausführenden vor 
Beginn der Arbeiten über die Lage der 
zum Zeitpunkt der Bauausführung vor-
handenen Telekommunikationslinien der 
Telekom informieren. Die Kabelschutzan-
weisung der Telekom ist zu beachten. 

 

 
Satzungsbeschluss:  

„Nach Prüfung der während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung 

der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen 

Stellungnahmen wird aufgrund des § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches und des §§ 10 und 58 des Nie-

dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes die im vereinfachten Verfahren nach § 13 Abs. 2 

BauGB aufgestellte Außenbereichssatzung „Wittenborg“ bestehend aus der Satzung sowie der Be-

gründung als Satzung beschlossen.“ 

 

 
 
 
 
Anlagen 
Begründung-AB-Wittenborg 
Plan-AB Wittenborg 
Satzung-AB Wittenborg 
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